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A. Veranstaltungen

Gedenkstunde anléfilich des funften Todestages von Karl Schiller

Angprache von Gerhard Schrdder

In seiner Ansprache wiurdigte Gerhard Schroder, amtierender Bundeskanzler der
Bundesrepublik Deutschland, Karl Schiller in seiner Rolle als Wissenschaftler und
Politiker. Schroder fuhrte aus, dal3 Schiller durch seine Gestaltungskraft, seine Courage
und seinen Weitblick Mal3stébe fur die Wirtschaftspolitik gesetzt habe, an denen zu
orientieren auch heute sich lohne. Schiller habe es in vorbildlicher Weise verstanden,
Wissenschaft und Politik zu verkntipfen. Schiller habe zunéchst im 1947 gegrindeten
wissenschaftlichen Beirat am Wirtschaftsministerium die Wirtschaftspolitik Ludwig
Erhards wissenschaftlich begleitet; in seinen Jahren als Minister habe er spater dann selbst
seine wissenschaftlichen Uberzeugungen in die Politik einbringen kénnen. Sein eigener
Anspruch war hoch gesteckt: Er hatte sich zum Ziel gesetzt, die Konzeptionen von
Eucken und Keynes zu einer fortschrittlichen Synthese zusammenzubringen. Diese sollte
strukturpolitische Vernunft und konjunkturelle Wachsamkeit miteinander vereinen. Fur
Schiller waren Angebotspolitik und Nachfragepolitik nie untberbriickbare Gegensétze.
Verlddiche Rahmenbedingungen selen ebenso wichtig wie ein kontrollierter
Konjunkturverlauf. Mit seiner Formel “ Wettbewerb sovidl alsmoglich, Planung soweit ds
notig” habe Schiller die Weichen fur das marktwirtschaftlich orientierte Godesberger
Programm der SPD gestellt.

Es habe Schiller ausgezeichnet, dal? er stets eine kritische Distanz zu seinen |deen bewahrt
habe und daher Kursénderungen vornehmen konnte, wenn die Bedingungen sich verandert
hatten. Dank seines aul3erordentlichen Gespursfur Entwicklungen war Schiller mit seinen
Politikvorschldgen oftmals seiner Zeit voraus. Hierausfolgte, dal3 er immer wieder gerade
auch in den Reithen seiner eigenen Partel auf Unverstandnis und Widerstand stief3. Dies
galt sowohl fir 1966-67, as Schiller — fur die Bundesrepublik neu — in keynesianischer
Lehrbuch-Manier zwel kreditfinanzierte Investitionsprogramme einsetzte, um dem sich
abzeichnenden Konjunktureinbruch gegenzusteuern, a's auch fur die siebziger Jahre, as
Schiller weitaus friher as andere Politiker keynesianische Rezepte fur unfruchtbar
erachtete. Schon damals zeichnete sich ab, dal3 die waeltwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen sich verédnderten. Der starker werdende internationale
Wettbewerbsdruck machte Arbeitd osigkeit immer mehr zu einem strukturellen denn eéinem
konjunkturellen Problem.

Die heutige Politik der Bundesregierung stehe folglich ganz in der Linie Karl Schillers,
wenn sie versuche, sowohl die Angebotsseite as auch die Nachfrageseite im Blick zu
behalten, das Problem der Arbeitdosigkeit aber priméar as strukturelles Problem
identifiziere. Daher zidle die Steuerreform einerseits darauf ab, attraktive
Investitionsbedingungen fur die Wirtschaft zu schaffen, wahrend andererseits die
Einkommen von Familien und Durchschnittsverdienern — nicht zuletzt auch dank der
Erhohung des Kindergeldes — angehoben wirden. Auch sei das “ Zukunftsprogramm
2000” nicht allein als Sparprogramm zu begreifen. Der Schuldenabbau diene der
Zukunftssicherung. Nur ein nachhaltiger Konsolidierungskurs kénne ein Klima des
Vertrauens schaffen, das der Européischen Zentralbank erlaube, die Zinsen niedrig zu



halten und Unternehmen zu Investitionen ermutige. Schroder wies darauf hin, wie sehr
sch die Einstellung zur Schuldenproblematik seit Schillers Amtsantritt  as
Wirtschaftsminister  verschoben hat. Die von  Schiller  vorgeschlagenen
I nvestitionsprogramme seien damals auf teils scharfe Kritik gestof3en, weil sie mit der bis
dahin geltenden Tradition des stets ausgeglichenen Haushalts brachen. Heute hingegen
stof3e man auf ebenso scharfen Protest, wenn versucht werde, die seit 1982 aufgebauten
Schulden in Hohe von 1,2 Billionen auf ein ertragliches Mal3 zurtickzuftihren.

Auch dasvon der Bundesregierung ins Leben gerufene Bundnisfir Arbeit sei eng mit der
Person Karl Schillersverbunden. Schiller hatte in einer Reihe von Konsensgesprachen mit
den Tarifpartnern — der sogenannten ”konzertierten Aktion” — versucht, gemeinsame
| nteressen auszuloten und auf diese Weise ebenfallsein KlimadesV ertrauens zu schaffen.
Schiller sprach damals von einem "Tisch der kollektiven Vernunft”, der die
widerstreitenden Interessen der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen durch eine
gemeinsame Klammer verbinden sollte. Der Hintergrund des heutigen “Bndnisses fur
Arbeit” sai, dal3 die sozial- und wirtschaftspolitischen Herausforderungen nicht aleine
durch den Staat gemeistert werden konnten. Eine Rente ab 60 sei nicht durch die
Bundesregierung finanzierbar. Die Regierung konne aber mit ihrem Gesprachsangebot
dazu beitragen, dal3 die Tarifparteien selbst eine L 6sung finden, etwa eine Fondsl 6sung.
Auch hier gelte das ordnungspolitische Diktum, da3 der Staat dlein die
Rahmenbedingungen gestalten kdnne, nicht aber im Detail lenken — oder wie Karl Schiller
es formulierte: Man kann die Pferde zur Tranke fuhren, saufen miissen sie selber.

Karl-Schiller-Vorlesung von Jutta Limbach

Den Festvortrag im Rahmen der Karl-Schiller-Gedenkveranstaltung, der zugleich diedritte
Karl-Schiller-Vorlesung darstellte, hielt die Présidentin des Bundesverfassungsgerichts
Jutta Limbach. Das Themader Vorlesung lautete “ Sozialordnung und Verfassung”. Als
Anknupfungspunkt wahlte Limbach ein Zitat Karl Schillers aus dem Jahre 1963, indem er
sich ausdrticklich zur Wohlfahrtspolitik bekannte. Diese solle gleichrangig neben der
Wachstums- und Konjunkturpolitik stehen. Limbach machte deutlich, dal3 es ihr (als
Nicht-Okonomin) nicht darum gehe, die wohlfahrtspolitische Konzeption Schillers
Okonomisch zu hinterfragen. Im Mittelpunkt ihrer Betrachtung stinden die
verfassungsrechtlichen Aspekte des Sozia staatsprinzips. Dieses sai im Grundgesetz, wenn
auch nur in adjektivischer Form, verankert; es werde jedoch dort nicht ndher ausgeftihrt.
Dennoch sei die Bedeutung dieses Prinzips nicht zu unterschétzen. Den Erfolg des
Grundgesetzes sieht Limbach insbesondere darin, dal3 es in der Geschichte der
Bundesrepublik immer wieder gelungen sei, die Prinzipien Freiheit und Gleichheit
aufeinander abzustimmen.

Heute sei das Sozialstaatsprinzip jedoch ernsthaft bedroht. Angesichts der steigenden
Kapitalmobilitdt und dem zunehmenden globalen Wettbewerbs gerate das
Sozial staatsprinzip zunehmend unter Druck. Die gegenwartige Entwicklung werde dabei
durchaus unterschiedlich bewertet: Wahrend einige Beobachter einen Markttotalitarismus
heraufkommen sehen, der ale soziden Rechte der Burger dem Prinzip des freien
Wettbewerbs unterordnet und schliefdich alle Bereich des Lebens der Willkir der
Finanzmérkte audliefert, sehen andere im globalen Wettbewerb einen Sperrriegel, der
wirksam verhindert, dal3 immer neue Anspriiche an den Staat gestellt und zugleich ate
Besitzstdnde zementiert werden.

Das Sozialstaatsprinzip sei a's Staatsziel bestimmung anzusehen. Es stelle eine normativ
verbindliche Leitlinie dar, an der sich staatliches Handeln orientieren soll. Es soll



staatlicher Aktivitét weniger Grenzen ziehen als vielmehr die Richtung weisen und
Prioritdten setzen. Dem enzelnen Staatsblrger réaume das Soziastaatsprinzip
grundsétzlich keinen mit der Verfassungsbeschwerde verfolgbaren Anspruch auf ein
Handeln des Gesetzgebers ein. Jedoch habe das Bundesverwaltungsgericht in einer seiner
ersten Entscheidungen einen unmittelbaren Rechtsanspruch eines Hilfsbedurftigen auf
Fursorge abgel eitet, den der Gesetzgeber spéter als Grundlage fir das Sozialhilfegesetz
genommen habe.

Limbach verteidigte die Zurickhaltung des Bundesverfassungsgerichts bei der
Konkretisierung des Sozialstaatsprinzips. Jedes Bemihen um konkretere inhaltliche
Aussagen hétte entweder zu neuen unbestimmten und damit auslegungsbedirftigen
Rechtsbegriffen gefuihrt oder aber den Gesetzgeber in Zeiten des sozialen Wandels zu sehr
an die Kette gelegt. Ganz bewuld habe das Bundesverfassungsgericht in diesem
Zusammenhang auf den Vorrang gesetzlicher Initiativen verwiesen. Es obliege dem
Gesetzgeber, das richtige Mald zu bestimmen und dabel zwischen den Extremen des
Laissez-faire und der zentralen Lenkung zu pendeln. Es herrsche weitgehend Konsens
dartber, dal3 der Marktmechanismus en unentbehrliches, aber unvollkommenes
Steuerungsmittel sei, das nach Mal3gabe des Sozialstaatsprinzips zu ergénzen und zu
korrigieren sai, so etwa im Bereich des Verbraucherschutzes. Das Sozia staatsprinzip
definiere damit die Grenze der Privatautonomie. Ein Recht des Stérkeren sai nicht
anzustreben.

Die dargelegten Uberlegungen seien, wie eingangs bemerkt, gerade angesichts der
Weltlaufigkeit des Kapitals von aktueller Bedeutung. Es scheine, dald der Sozialstaat
erstmalsvor einer wirklich ernsthaften Bewadhrungsprobe stehe. Es sei zu hoffen, dal3 auch
fur die heutige schwierige Situation eine adaquate L6sung gefunden werde. Vielleicht
konne in 20 Jahren einmal riickblickend gesagt werden, dal3 die Situation doch nicht so
dramatisch war, wie sie heute erscheine.

Vortrag von Professor Dr. Manfred Streit: Rechtsordnung und Handelnsordnung

Im Rahmen des vom Rektorat der Universitét Freiburg und dem Walter Eucken Institut
veranstalteten Gedenktages anl&3lich des 100. Geburtstages von Friedrich August von
Hayek am 8. Mai hielt Professor Streit einen Festvortrag tber dasVerhéltnisvon ,, Rechts-
und Handelnsordnung®. Mit dem Titel stellte Professor Streit einen Bezug zur
gleichnamigen Ringvorlesung Hayeks im Wintersemester 1966/67 her. Die von den
Denkern des 18. Jahrhunderts eingefiihrte Unterscheidung zwischen der Ebene der
Spielregeln und der Ebene der Spielziige - in den Worten Hayeks: der Rechtsordnung und
der Handelnsordnung - ist, wie Professor Streit unterstrich, fir die moderne
Ingtitutionendkonomik von fundamentaler Bedeutung. Von der Ausgestaltung der
Rechtsordnung hange es ab, ob dieindividuellen Handlungen der Menschen so kanalisiert
werden, dal3 eine leistungsfahige soziale Ordnung, eine , offene Grol3gesellschaft”,
entstehe. Nur ein System abstrakter bzw., genauer, universalisierbarer Regeln ermdgliche
eine wechsel saitige Erwartungsstabilisierung, die unabdingbare Voraussetzung fur eine
moderne arbeitsteilige Gesellschaft darstelle. Professor Streit verknipfte seine
Ausfihrungen mit einer harschen Kritik an der Wohlfahrtsdkonomik. Die Fiktion eines
, Walrasianischen Auktionators', der in der neoklassischen Okonomik die gleichgewichts-
und effizienzorientierten Preissignale ermittelt, blende die Rolle von Institutionen
vollstdndig aus. Der normative Referenzpunkt der Wohlstandsmaximierung sei daher
realitétsfremd. Dartiber hinaus sei die Wohlfahrtsbkonomik nicht mit dem Postulat der



Werturtellsfreiheit vereinbar. Denn Aussagen Uber konkrete Ergebnisse sind stets wertend.
Eine auf abstrakten Regeln bas erende spontane Ordnung hingegen ist, wie Hayek stets
betonte, zweckneutral. Die Regeln dienen dem Zweck, die Entstehung der spontanen
Ordnung sicherzustellen, nicht jedoch, ex ante festgel egte Ergebni sse anzustreben. Anders
gewendet: Viele Anderungen der Handelnsordnung, etwa bei den Tauschwerten von
Eigentumsrechten und bel Einkommenserzielungschancen, wirden as ungerecht
eingestuft werden, wenn sie das Ergebnis eines menschlichen Entwurfs wéren.

Hayek habe eine optimistische Evolutionshypothese vertreten. Im Laufe der kulturellen
Evolution wirden sich jene Regelsysteme durchsetzen, welche einer Gruppe die
Anpassung an unvorhersehbare Umsténde besser ermdglichten als anderen Gruppen.
Besondere Beachtung kdme heute dem Uber den politischen Prozeld ausgetragenen
institutionellen Wettbewerb zu. Die Evolution von Rechtsordnungen laufe heute primar
Uber den Standortwettbewerb, indem politische Akteure nach , legidativen Nischen®
suchen, um transnational mobile Produktionsfaktoren ins eigene Land zu lenken.

Vortrag von Professor Dr. Horst Siebert: Zum Paradigma des Standor twettbewer bs

Am 30. Juni hielt Professor Horst Siebert, Prasident des Instituts fur Weltwirtschaft in
Kiel, auf Einladung des Walter Eucken Instituts und der Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultdt der Universitdt Freiburg einen wissenschaftlichen Vortrag Uber
Standortwettbewerb.

Anhand eines einfachen Modells zeigte Siebert, dal? die Investitionsentscheidungen von
Unternehmen durch zwel gegenléufige Faktoren beeinflul® sind, der Hohe der
Unternehmensbesteueuerung  (Gewerbekapitalsteuer) und dem Angebot an
Infrastrukturleistungen. Je leichter die Unternehmen bel ihren Standortentscheidungen
zwischen verschiedenen Landern wahlen konnen, desto schwieriger werde es, die
Unternehmen zu besteuern. Damit erhdhten sich aber auch die Grenzkosten der
Infrastrukturbereitstellung.

Die Gefahr eines ,race to the bottom®, eines bodenlosen Herunterkonkurrierens der
Unternehmensbesteuerung sieht Siebert nicht als gegeben. Zahlreiche staatliche
Leistungen hétten Club-Gut-Charakter, weshab die davon positiv betroffenen
Unternehmen zur Finanzierung herangezogen werden konnten. Auch erfiille der Staat
eine Aufgabe als Versicherung gegen geringes Einkommen,; in diesem Bereich weise der
Staat komparative Vorteile auf, die auch im Standortwettbewerb nicht wegerodiert
warden.

Der Standortwettbewerb sei insgesamt tiberaus positiv zu bewerten. Siebert fihrte hierzu
die Folgen des sogenannten ,, Cassis-de-Dijon-Urteils* des Européschen Gerichtshofs an.
Das Urtell besagt, dal3 jedes Produkt, das in einem Land der Europaischen Union
rechtsmal3ig in Verkehr gebracht wurde, in der gesamten Union gehandelt werden darf.
Der hierdurch forcierte ingtitutionelle Wettbewerb im Bereich der Regulierungen habe
entscheidend zu einem Abbau von Handelshemmnissen in der Européischen Union
gefuhrt. Ein Problem durch eine asymmetrische Informationsverteilung zwischen
Konsumenten und Produzenten, das durch Produktstandards zu |6sen sei, sieht Siebert
nicht. Man konne auf die Konsumentensouveranitét vertrauen.

Einen der wesentlichen Vorziige des Standortwettbewerbs sieht Siebert darin, dal3 die
Ansatzpunkte fir Rent-Seeking durch Interessengruppen (die Gewerkschaften
eingechlossen) immer weniger werden. Unter den Bedingungen des globalen
Standortwettbewerbs seien den Politikern die Hande gebunden. Sie kénnten nicht 1anger



bestimmte (den Politikern nahestehende) Branchen vor Konkurrenz schiitzen ohne die
Attraktivitét des Standortes zu gefahrden. Wenn heute vielfach nach einer internationalen
Koordination gerufen werde, etwa nach einer internationalen Wettbewerbsordnung, sei
dies in dler Regel en Versuch der Politiker, eigene Handlungsspieraume
zuriickzugewinnen - zu Lasten der Allgemeinheit. Bis auf die wenigen Félle, bei denen
starke externe Effekte bestehen (wie etwaim Klimaschutz), handele essich um ,,Kartelle
gegen Wettbewerb*. Dieinternational e K oordination 6ffne protektionistischen Ambitionen
Tdr und Tor.

Erfolgversprechender sei es, durch eine konsequente Ordnungspolitik ,,zuhause® die
Wettbewerbsfahigkeit der eigenen Volkswirtschaft zu steigern. Siebert nennt hierfir drel
Punkte: erstens eine Reform des Steuersystems, das die Investitionsschwéche zu
Uberwinden hilft, zweitens eine Reform des Rentensystems, das den Anderungen in der
Bevolkerungsstruktur gerecht wird und drittens eine Reform des Sozialsystems, die eine
starkere Trennung zwischen grof3en und kleinen Risiken einfihrt.

Vortrag von Dr. h.c. Lothar Spéth: Erfahrungen bel der Neuausrichtung der
Jenoptik im wiedervereinten Deutschland

Am Freitag, den 15. Oktober sprach der ehemalige Ministerprasident des L andes Baden-
Wirttemberg und heutige Vorsitzende des Vorstands der Jenoptik AG Jena, Dr. h.c.
Lothar Spéth, tber die Firmengeschichte der Zeiss-Werke, der heutigen Jenoptik AG, in
Jenaund insbesondere tiber die Neuausrichtung des Unternehmens seit 1990. Die Teilung
Deutschlands hatte auch zu einer Teilung der Zeiss-Werke gefiihrt. Dieslasse sich auf den
besonderen Umstand zurtickfihren, dal3 die Stadt Jena 1945 zunédchst von den
Amerikanern besetzt, dann aber den Russen zugesprochen wurde. Bel ihrem Abzug aus
Jena hétten die amerikanischen Besatzungsméchten eine Vielzahl von Skizzen und
Geratschaften mit in den Westen genommen, die den Grundstock fur die in Heidenheim
gegrundete Firm ,, Zeiss-West” bildeten. Zugleich wurden die Optik-Werkein Jena, , Zeiss-
Ost*, neu aufgebaut und in der Folgezeit zu einem der grofden Kombinate
Ostdeutschlands ausgebaut. Das Unternehmen hatte schliefdlich 62.000 Mitarbeiter und
war auf das Engste mit der Stadt Jena verwoben. Viele Einrichtungen, die tblicherweise
nicht firmeneigen sind, etwa Krankenhduser, gehdrten zum Unternehmen. Auch
erbrachten die ZeissWerke zahlreiche Dienstleistungen fir die Stadt. Beispielsweise
wurde das Stadthaus von Jenamit der Fernwarme der Zeiss-Werke geheizt - ein Umstand,
der erst Jahre nach der Restrukturierung des Unternehmens bemerkt wurde.

Die hohe Zahl an Mitarbeitern wie auch die vielfach ungeklérten Eigentumsrechte machten
die Umstrukturierung des Unternehmens auf3erst schwierig. Die Treuhand hatte sich zu
einer einmaligen Zahlung von 3,6 Milliarden bereit erklart, wovon eine Milliarde zur
Tilgung von Altschulen, eine weitere zur Begleichung betrieblicher Pensions- und
Entlassungsanspriiche und die dritte zur Deckung von Verlusten und von
Gewahrleistungen vorgesehen wurde. Die verbleitbenden 600 Millionen wurden zum
Abkauf von Namens- und Patentrechten von ZeissWest verwendt. Der finanzielle
Spielraum sai daher, so Spéth, trotz der astronomischen Summe von 3,6 Milliarden eng
gewesen. Als Unternehmensziel habe zunéchst die von Spéth so benannte ,, Ost-Null*
gegolten: die Ruckfuhrung des Verlustes auf die Hohe des Umsatzes.

Das Riesenunternehmen habe sich in vidfacher Hinsicht alszu unflexibel erwiesen, umam
Markt bestehen zu konnen. Zum einen sai die durch die mangelhafte Arbeitsteilung in der
Planwirtschaft bedingte extreme vertikale Integration héchst unrentabel gewesen. Zum



anderen habe das Unternehmen im wesentlichen am Markt vorbel produziert. Und die
wenigen Produkte des Unternehmens, fur die ein Markt weiterhin bestanden habe -
insbesondere im Bereich der Militdroptik - waren aufgrund der maroden
Produktionsanlagen nicht mehr produzierbar gewesen oder durften nicht mehr in die
Lander exportiert werden, die sie nachfragten.

Die erste Phase der Unternehmensreorgani sation stand im Zeichen der Entflechtung des
Konzerns. Zahlreiche Unternehmensteile wurden zusammengel egt, andere aufgel 6<t. Viele
bidang selbst erbrachte Dienstleistungen wurden an Externe vergeben. Die
Haupteinnahmequelle dieser Zeit lag im Bereich der Immobiliengeschdfte und
Finanzanlagen. Alte Fabrikgebaude wurden abgerissen, Grundstiicke an die Stadt
verkauft, denkmal geschiitzte Gebaude Uberwiegend an die Universitét abgetreten. Zudem
verschenkte das Unternehmen zahlreiche Grundstiicke an - Uberwiegend schwébische -
Mittelstandler, die Uberdies fir jeden Gbernommenen Angestellten eine Zahlung von DM
10.000 erhielten. Die Jenoptik AG forderte im Zuge der Neuausrichtung immer wieder
auch Existenzgriindungen aus dem Unternehmen selbst heraus. Die sich neu entwickelnde
mittelstandische Struktur erwies sich dabei as vergleichsweise robust, wobei die
Entwicklung nicht unwesentlich von der von Spdth immer wieder gelobten
Bildungsinfrastruktur - allen voran der Universitét - profitierte.

Die zweite Phase der Unternehmensreorganisation lag in der Entwicklung und
Vermarktung neuer Produkte. Spéth legte dar, dal3 das Unternehmen zunéchst auf zwei
Neuentwicklungen gesetzt hatte, die Medizin- und die Halbleitertechnik (Stichworte:
»,minimainvasive Chirurgie’ bzw. , wafer-stepper®). Es habe sich jedoch relativ bald
gezeigt, dal3 selbst gute Produkte nicht verkaufbar sind, wenn das Unternehmen nicht am
Markt eingeflhrt ist. Die Medizintechnik sei an haftungsrechtlichen Bedenken gescheltert,
die Halbleitertechnik am fehlenden V ertrauen aufgrund des Produktionsstandortes ,, Ost”.
Die Jenoptik AG habe daraufhin begonnen, sich in Mérkte einzukaufen - ein Rezept, dal3
sich als aul3erst erfolgreich erwiesen habe.

Heute konzentriere sich die Jenoptik AG auf drei Kernbereiche: Der erste Bereich ist der
Bereich der Hochleistungsoptik, insbesondere die Lasertechnologie. Dieser Bereich baut
unmittelbar auf den Erfahrungsschatz in der Optik auf. Das Gleiche gilt, wenn auch nicht
unmittelbar ersichtlich, fur den zweiten Bereich: Es handelt sich hierbei um die
schlUsselfertige Erstellung (und anschlief3ende Betreuung) von Fabriken der Elektronik-,
Pharma- sowie der Lebensmittel-Branche. So baut Jenoptik derzeit das Universitéts-
Klinikum der Stadt Jena und betreut alle IBM-Produktionsstétten in Deutschland. Die
gemeinsame Klammer besteht darin, dal3 die genannten Bereiche durch extreme
Hygienestandards gekennzeichnet sind: ,, Reinraume” sind ein zentraler Bestandteil in der
Halbleiterproduktion ebenso wie in der Pharma- und Lebensmittelindustrie.

Ein besonderes Steckenpferd Spéths ist der dritte - und jingste - Bereich der Jenoptik
AG: das,, Asset-Management* . Das Unternehmen betétige sichin jlngster Zeit zunehmend
als Riskokapitalbeteiligungsfirma, indem se Existenzgrindungen sowie junge
mittel sténdische Betriebe bis hin zum Bérsengang begleite. Hierbei wirden unmittelbar die
durch die zehnjéhrige Phase der Unternehmensneuausrichtung erworbenen Qualifikationen
genutzt, die weit Uber die von Bankdienstleistern angebotenen finanziellen
Beratungstétigkeiten hinausgingen.

Die vorrangige Aufgabe der Politik sient Spéth in der Férderung von Forschung und
Bildung, wie sie in Jena mit ihrer Universitdt und zentralen Forschungseinrichtungen
gewdhrleistet ist. Die Ostforderung hingegen sollte langsam zurtickgefthrt werden.
Wichtiger als finanzielle Spritzen sei der Abbau von Burokratie. Der unternehmerische
Erfolg der Jenoptik AG sl nur dank der in der Anfangsphase noch nicht voll entwickelten



Birokratie moglich gewesen. Die Ruckfuhrung des Unternehmens auf eine tragfahige
Unternehmensgrofe habe Anfang der neunziger Jahre noch ohne Soziaplan erfolgen
kénnen, wodurch gerade auch produktive junge Mitarbeiter im Betrieb gehalten werden
konnten. Auch sai im Zuge der Verflechtung des Unternehmens mit der Stadt mehr as
einma vorgekommen, dal3 ein Gebaude verkauft oder sogar abgerissen wurde, dafi3
letztlich gar nicht der Jenoptik AG gehort hatte. Auch hier wéare jewells eine
unburokratische L ésung zur Zufriedenheit aller gefunden worden.

Vortragvon Dieter Wolf: Die Schaffung von Wettbewerb in der Telekommunikation
und Energiewirtschaft

Den letzten Walter-Eucken-Vortrag des Jahres 1999 hielt der Préasident des
Bundeskartellamtes, Dieter Wolf, am 15. November. Im Mittel punkt des Vortrages von
Herrn Wolf standen die neueren Entwicklungen in der Telekommunikationsbranche sowie
der Energiewirtschaft. Besondere Berticksichtigung fand naturgemal3 die Frage, welche
Rolle das Bundeskartellamt bel der Schaffung von Wettbewerb in diesen
Netzwerksektoren spielen kann.

Wolf betonte, dal3 die beiden Sektoren unter recht unterschiedlichen Vorzeichen in den
Wettbewerb entlassen worden seien. In der Telekommunikation hat der Gesetzgeber eine
eigene Regulierungsbehdrde geschaffen, um die Liberaliserung des vormals
monopolisierten Telekommunikationsmarktes zu begleiten, wahrend in dem friiher von
zahlreichen Gebietsmonopolen durchsetzen Energiesektor versucht wurde, die
anstehenden Probleme bel der Liberalisierung unter dem Deckmantel des allgmeinen
Wettbewerbsrechts zu [6sen. In beiden Fallen habe sich die Wettbewerbspolitik als &ullerst
erfolgreich erwiesen. Hieraus konne man den Schluf ziehen, dal3 weniger die Art der
Liberaliserungsinstanz fir den Erfolg der Politik entscheidend war as vielmehr die
Tatsache, dal3 es Uberhaupt gelungen sei, die staatlichen Fesseln zu lockern.

Wolf sieht in beiden Bereichen Herausforderungen fir die Wettbewerbspolitik. Zwar gelte
die Liberaliserung des Telekommunikationsmarktes allgemein als eine ,echte
Erfolgsstory”, gerade im Hinblick auf die drastischen Preissenkungen bel den Fern- und
Audlandstelefongesprachen. Im Bereich des Mobilfunks sei der Erfolg jedoch bislang
begrenzt; die Preise in Deutschland seien im internationalen Vergleich hoch. Hinzu
komme, dal3 die Erfolge zu einem erheblichen Teil auf den Preisregulierungen der
Regulierungsbehorde beruhten und nicht, wie es winschenswert wéare, auf der
wettbewerblichen Struktur des Marktes fir Telekommunikation. Dieser weise namlich
eine bedenkliche Tendenz zur Oligopolisierung auf. Aus Sicht der Kartellbehdrde sei es
sehr willkommen, wenn neue Anbieter wie Eplus oder Viaginterkom nun den Markt
bel ebten.

Erfreulich sai auch die Entwicklung auf dem Energiemarkt. Bereits eineinhalb Jahre nach
Inkrafttretung des Energiewirtschaftgesetzes sei der Wettbewerb bei den Kunden
angekommen, wie deutliche Preissenkungen fur Energie zeigen. In Grof3ritannien
hingegen, wo zur Liberaliserung eine eigenstandige Regulierungsbehdrde geschaffen
wurde, habe es zehn Jahre gedauert, bis die Kunden von der Liberalisierung profitierten.
Auch weise der Entwurf fir eine neue Regelung desfreien Netzzugangs flr Stromanbieter
in Form einer Verbandevereinbarung deutliche Verbesserungen gegentiber der ersten
Verbandevereinbarung auf. So sei nun geplant, auf eine entfernungsabhéngige Berechnung
der Stromdurchleitung zu verzichten, was den Wettbewerb intensivieren dirfte.
Problematisch sa alerdings die geplante Zweiteilung des deutschen Strommarktesin einen



Bereich ,Nord“ und einen Bereich ,Sid“ und das damit verbundene Grenziber-
schreitungsentgelt. Sollte es zu dieser Zweiteilung des Strommarktes kommen, wiirde das
Bundeskartellamt die Fusionskontrolle - etwa bei der geplanten Fusion zwischen den
beiden Konzernen RWE und VEW - as Hebel zur Sicherung einer wettbewerblicher
Marktstruktur anwenden. Weniger kritisch beurteilte Wolf den Trend zur Konzentration
bei den Stadtwerken. Die Redlisierung von Grof3envorteilen bel der Beschaffung und beim
Absatz kédme den Kunden zugute. Das Argument, dal3 Stadtwerke, die auf die
hocheffiziente, aber vielfach teure Kraft-Warme-K opplung gesetzt hétten, grundsétzlich
vor dem Wettbewerb geschiitzt werden sollten, 1&/3% Wolf nicht gelten. Viele Stadtwerke
schrieben schwarze Zahlen; gegen eine Unterstiitzung in Einzelféllen, wie es die
Bundesregierung beabsichtige, sei hingegen von Seiten des Kartellamtes nichts
elnzuwenden.

Vortrag von Prof. Dr. Paul Kirchhof: Verfassungsrechtliche Malistdbe der
Steuer gesetzgebung

Auf Einladung der Rechtswissenschaftlichen Fakultét der Universitét Freiburg und dem
Walter Eucken Institut hielt am 7. Dezember der bis Mitte Dezember 1999 amtierende
Bundesverfassungsrichter (und Direktor des Instituts fur Finanz- und Steuerrecht an der
Universitét Heidelberg) Paul Kirchhof einen Vortrag tber die durch die Verfassung
gesetzten Grenzen fUr die Steuergesetzgebung. Die Notwendigkeit verfassungsrechtlicher
Schranken flr das Finanz- und Steuergebaren sei in der Geschichte schon frih erkannt
worden. Bereits die Magna Charta von 1215 legte fest, dal3 Steuern nur fur bestimmte
Zwecke erhoben werden dirften; in der Franzosischen Revolution wurde der
Gleichheitsgrundsatz verankert; spéter kam der Parlamentsvorbehalt hinzu. Aufgrund der
Ausgabenfreudigkeit der Politiker habe sich dieser jedoch nicht als ein ausreichender
Schutz der Burger erwiesen. Vielfach komme es zu Konflikten mit dem im Grundgesetz
verankerten Grundrechtsschutz. Daher komme dem Bundesverfassungsgericht derzeit eine
bedeutende Rolle zu, die Eckpunkte einer verfassungskonformen Steuergesetzgebung zu
definieren. Die Rechtfertigung von Steuern begriindet Kirchhof mit dem Freiheitsprinzip.
In einer freitheitlichen Wirtschaftsordnung scheide fir den Staat die Finanzierung der
Ausgaben durch eigene unternehmerische Tétigkeit weitgehend aus. Die Teilhabe am
Erfolg privater Wirtschaftsaktivitéten sei jedoch gut begriindbar, da die private
Einkommenserzielung die Rechtsgemeinschaft voraussetze.

Vor dem Hintergrund dieser grundsitzlichen Uberlegungen definierte Kirchhof bestimmte
Eckpunkte fir die Steuerpolitik. Kirchhof nannte unter anderem den Grundsatz der
Unausweichlichkeit und den Schutz des Eigentums. Das Steuersystem sei so zu
organisieren, dal3 die Leistungsfahigkeit der Blrger und nicht das steuerstrategische
Geschick des Einzelnen fir die Hohe der Steuerlast mal3geblich sai. In diesem Punkt
mahnte Kirchhof grof3e Defizite an. Kirchhof kritisierte desweiteren den Versuch, tber die
Gestaltung des Steuersystems dem Burger bestimmte Verhaltensweisen anzuerziehen;
damit greife der Staat ungerechtfertigterweise in die Freiheit der Blrger ein. Der
Gesetzgeber solle die Kraft finden, dem Burger ,, die Freiheit der 6konomischen Vernunft®
zuriickzugeben. Aus dem im Grundgesetz verankerten Eigentumsschutz lief3en sich
Aussagen Uber eine zul ssige Obergrenze der Besteuerung treffen. Daim Steuerrecht nur
quantifizierbare Gréf3en rechtswirksam wirden, sei der Halbteilgrundsatz, demzufolgedie
Gesamtsteuerlast ,,in der N&he der h&lftigen Teillung* liegen solle, eine gute Grundlage.
Dieser lasse sich aus der Soziapflichtigkeit des Eigentums ableiten, derzufolge das
Eigentum ,, zugleich dem Wohl der Gemeinschaft* dienen solle. Kirchhof wiesdarauf hin,



dal3 sich dieser Grundsatz auf die Gesamtsteuerlast beziehe; fir die Obergrenze einzelner
Steuersétze lasse er keine Aussage zu.

Der durch die Verfassung abgesteckte Rahmen biete eine Orientierung fir eine
grundsétzliche Steuerreform, welche das Steuerrecht einfacher, transparenter und damit
auch gerechter mache. Das Zid misse sein, dald3 jeder Birger in eigener
Rechtsverantwortlichkeit seine Steuererklérung leisten konne.

B. Forschung
Steuerwettbewerb

Die Diskussion um die Vereinheitlichung der Zinsbesteuerung in Europazeigt erneut, dal3
der Steuerwettbewerb in der Européi schen Union die Politik vor ungel 6ste Fragen stellt.
Auchin der Wissenschaft ist jedoch bisher eine Uberzeugende Analyse und Bewertung des
Phanomens Steuerwettbewerb noch nicht gelungen.

Ziel der am Walter Eucken Institut erstellten Studie Uber den Steuerwettbewerb ist es,
dieses Defizit wenn nicht zu beheben, so doch zu verringern. Ausgehend von der
Darstellung der Steuerstrategien, die sich in einer globaliserten Wirtschaft den
Wirtschaftssubjekten  bieten, werden Ansdtize einer postiven Theorie des
Steuerwettbewerbs erarbeitet. Dabei ist auf der Nachfragerseite im Steuerwettbewerb
insbesondere die Einbeziehung von Strategien der Gewinnverlagerung und der
Steuerhinterziehung wichtig, wahrend auf der Anbieterseite, der Seite der staatlichen
Akteure also, die Unterscheidung zwischen hoheitlichen und nicht-hoheitlichen
Mal3nahmen im Vordergrund steht. Deutlich wird in der Analyse sowohl das positive
Potential des Steuerwettbewerbs in Bezug auf die Erzeugung von Wissen uber
kapitalfreundliche Steuersysteme und die Ambivalenz beziiglich der Erosion staatlicher
Ausbeutungsspielraume.

Der normative Tel der Arbeit beruht auf der Diskussion derjenigen
Besteuerungsprinzipien, die in einer geschlossenen Volkswirtschaft zu gelten haben, und
auf den Grundlagen der ordnungsokonomischen AulRRenwirtschaftstheorie. Zentraler
Bezugspunkt ist hier das Austauschprinzip, das Besteuerung und die potentielle Nutzung
staatlicher Leistungen in Beziehung setzt.

So kann diese Studie Widersprichlichkeiten in gangigen Vorstellungen Uber den
Steuerwettbewerb aufdecken und in der Offentlichkeit diskutierte Reformvorschlage
bewerten. An ihrem Ende steht ein Vorschlag fur die Reform des deutschen
Steuersystems, der der viel schichtigen Struktur des Steuerwettbewerbs gerecht zu werden
vermag, indem dessen positive Auswirkungen gewdhrleistet und die negativen
unterbunden werden. Hierzu ist insbesondere notwendig, dal3 das Steuersystem der
doppelten Eigenschaft der Individuen al's Einwohner und Faktorbesitzer Rechnung trégt.

Ordoliberalismus, Ordnungsbkonomik und Theorie der Wirtschaftspolitik

Das Forschungsprojekt befald sich mit der Frage, welche Anhaltspunkte der
Ordoliberaismusfir die Entwicklung ener |eistungsfahigen K onzeption wissenschaftlicher
Politikberatung gibt. Der Ausgangspunkt der Uberlegungen ist die Feststellung, dal? die
Rezeption des Ordoliberalismus in der wohlfahrtsokonomisch geprégten Theorie der
Wirtschaftspolitik eine verengte Audegung des Ordoliberalismus gefordert hat, welche die



gesell schaftstheoretische Dimension des Ansatzesin den Hintergrund treten [&(3. Dies hat
weitreichende Folgen: Nicht nur ist der Ordoliberalismus damit den gleichen Kritikpunkten
ausgesetzt, die gegen die Wohlfahrtsbkonomik vorgebracht werden; vor allem aber
erscheint der Ordoliberalismus in diesem Licht nicht langer als konsensféhige
konzeptionelle Grundlage der ,Sozialen Marktwirtschaft*. Im Rahmen der
wohlfahrtsokonomischen Perspektive &% sich die immer wieder gegen den
Ordoliberalismus vorgebrachte Kritik eines 6konomistisch verengten Problemaufrisses
nicht Uberzeugend zurtickweisen. Damit rickt die Konzeption in die N&he eines
marktfundamentalen Neoliberalismus, der einer Sozidlen Marktwirtschaft diametral
gegentibersteht. VVor diesem Hintergrund werden die Primérquellen zum Ordoliberalismus
neu interpretiert. Dabel wird eine weite Begriffsfassung zugrunde gelegt und, neben dem
Ordoliberalismus der Freiburger Schule Walter Euckens und Franz Béhms auch der
»kommunitarische Liberalismus® Wilhelm Ropkes, Alexander Ristowsund Alfred Mller-
Armacks sowie der ,evolutorische Liberalismus*® Friedrich August von Hayeks in die
Analyse einbezogen. Gestiitzt auf die methodischen Uberlegungen Walter Euckenswerden
die Umrisse einer ordoliberalen Theorie der Wirtschaftspolitik skizziert, die sich
insbesondere im Hinblick auf zwei Punkte von der ,traditionellen® Theorie der
Wirtschaftspolitik unterscheidet: Zum einen beruht sie auf einem Versténdnisvon Theorie
der Wirtschaftspolitik als angewandter Ordnungsokonomik, die sich durch ihre Methode
(Anreiz- und Ingtitutionenanalyse) und nicht durch ihren Gegenstandsbereich (Wirtschaft)
definiert; und zum anderen greift se auf ene vertragstheoretische
Argumentationsgrundlage zurtick, mit der, so die These der Arbeit, der Verdacht eines
Marktdogmatismus vollends zurlickgewiesen werden kann.

C. Publikationen

Ralf Dahrendorf. Ein neuer Dritter Weg? (Walter Eucken Institut, Beitrége zur
Ordnungstheorie und Ordnungspolitik, Nr. 158. Tubingen, Mohr Siebeck. 1999. 29
Seiten.)

Der ,,Dritte Weg" oder die,,neue Mitte" sind Schlagworte, die gegenwartig die politische
Diskussion in Deutschland und Europa prégen. Ralf Dahrendorf setzt diese Diskussionin
Bezug zu zwei grof3en demokratischen Reformbewegungen des 20. Jahrhunderts: der
sozia demokratischen Reformidee eines wohlfahrtsstaatlichen Interventionismus auf der
einen Seite und dem marktorientierten , neoliberalen Reformprojekt* der Konservativen
auf der anderen Seite. Dahrendorf legt dar, dal3 die Anziehungskraft beider
Reformprojekte am Ende des Jahrhunderts verblald sei. Das eine habe zu einer
Verkrustung von Wirtschaft und Gesellschaft gefiihrt, das andere zu sozialen und
Okologischen Schieflagen, die zunehmend die Diskussion beherrschen. Vor diesem
Hintergrund ist die Idee eines (neuen) , dritten Weges®, eines Weges jenseits der ,alten
Sozialdemokratie“ und des ,,Neoliberalismus der Konservativen, zu sehen, die der
britische Soziologe Anthony Giddens erfolgreich in die Diskussion eingebracht hat. Die
Idee des dritten Weges verknipft den Marktoptimismus der Konservativen mit
sozial demokratischen | deal en: Sozialpolitik wird nun mal3geblich als Politik der Forderung
von Sozialkapital gesehen. Dahrendorf warnt jedoch davor, die Formel desdritten Weges
Uberzubewerten. Jede Fixierung auf eine ,big idea® sa gefahrlich, wenn dadurch
Suchprozesse nach anderen Wegen ausgeschlossen wirden. Es gebe 5, 50, 101 Wege



voran, die allesamt der Mihe wert seien, solange sie nicht die Grunderrungenschaft der
Offenheit selbst beeintrachtigt.

Norbert Berthold und Rainer Hank. BlUndnis fur Arbeit: Korporatismus statt
Wettbewerb. (Walter Eucken Institut, Beitrége zur Ordnungstheorie und Ordnungspolitik,
Nr. 159. Tubingen, Mohr Siebeck. 1999. 134 Seiten.)

Norbert Berthold, Professor fir Volkswirtschaftslehre an der Universitét Wirzburg, und
Rainer Hank, Wirtschaftgournalist bel der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, haben
gemeinsam eine dezidierte Stellungnahme gegen die Konzeption eines ,, Bundnisses fir
Arbeit® verfad, die se im vorliegenden Beitrag zur Diskussion stellen. Eine
korporatistische Wirtschaftspolitik, so die zentrale These, verwische Verantwortung, fihre
systematisch zu protektionistischen Ldsungen und verhindere damit die Anpassung des
I nstitutionengefliges an die sich verandernden globalen Rahmenbedingungen. Gefordert
seien heute ein Mehr an Mobilitét und Flexibilitét. Dies sel jedoch nur Uber eine Starkung
des Wettbewerbs moglich: mehr Wettbewerb auf den Arbeitsméarkten, im Bereich des
Sozialen und beim fiskalischen Foderalismus. Die Konzeption eines ,,Bundnisses fir
Arbeit" sal bereitsim Ansatz verfehlt. Berthold und Hank untermauern ihre These mit drel
ausgewdhiten Landerstudien. Die Erfahrungen in den Niederlanden, in Italien und in
Schweden belegten allesamt, dal3 korporatistische Modelle kein Motor zum Abbau der
Arbeitdosigkeit darstellten.

Helmut Groéner und AndreasKnorr. Verdrangungswettbewer b im Frachtpostsektor ?
(Walter Eucken Ingtitut, Beitrage zur Ordnungstheorie und Ordnungspolitik, Nr. 160.
Tlbingen, Mohr Siebeck. 1999. 69 Seiten.)

Helmut Gréner und Andreas Knorr gehen inihrer gemeinsamen Studie der Frage nach, ob
die Deutsche Post AG ihre gesetzlich geschiitzte Monopolstellung im Briefdienst nutzt,
um Uber den Weg der internen Quersubventionierung gegen ihre privaten Konkurrenten
im Bereich der Kurier-, Expresss und Paket-Dienste enen gezielten
Verdrangungswettbewerb zu betreiben. Die im Bereich der Deutschen Post AG
angestellten Uberlegungen kommen zu dem Ergebnis, da? eine solche
Quersubventionierung ausgeschlossen werden konne. Das Tatbestandsmerkmal
Unterkostenpreise liege nicht vor, dain der Sparte Frachtgut keine Verluste eingefahren
wirden; die ausgewiesenen Verluste kdmen durch sogenannte Sonderlasten zustande,
welche die Deutsche Post AG tragen musse. Dieser Darstellung widersprechen Gréner
und Knorr; sie beruhe auf gravierenden methodischen Fehlern. Vielmehr sai die Gefahr
eines Verdrangungswettbewerbs mehr a's gegeben. Denn mit den Verbesserungen der
Qualitat der angebotenen Dienstleistungen der Deutschen Post AG gewinne der Preis
zunehmend an Bedeutung. Die Post kdnne ihre Strategie der Verdrangung daher nun
offensiver as zuvor betreiben.

Marc Amstutz. Kollektive Marktbeherrschung im europaischen Wettbewer bsrecht.
(Walter Eucken Institut, Beitréage zur Ordnungstheorie und Ordnungspolitik, Nr. 161.
Tlbingen, Mohr Siebeck. 1999. 66 Seiten.)



Marc Amstutz hinterfragt die juristische Entscheidungspraxis der Europaischen
Kommission im Bereich der kollektiven Marktbeherrschung aus einer 6konomischen
Perspektive, genauer: aus der Perspektive der evolutorischen Spieltheorie. Seit der
Entscheidung Nestlé / Perrier 1992 stiitzt sich die Europédische Kommission bel ihrer
Bewertung insbesondere auch auf die vorliegende Marktstruktur. Marc Amstutz zeigt auf,
dal3 diese Entscheidungspraxis den Verhdltnissen auf oligopolistischen Mérkten nicht
gerecht wird, dahier aus der vorliegenden Marktstruktur auf ein bestimmtesVerhalten der
Marktteilnehmer geschlossen werden konne. Fehlentscheidungen seien unvermeidlich.
Eine bessere Entschel dungsgrundlage konnte die - noch in ihren Kinderschuhen steckende
- evolutorische Spieltheorie liefern, dadiese die fur Oligopol mérkte typische strategische
Interdependenz der Marktteilnehmer abbilden kénne.

Paul Terres. Die Logik einer wettbewerblichen Geldordnung. (Walter Eucken Institut,
Untersuchungen zur Ordnungstheorie und Ordnungspolitik, Nr. 37. Tubingen, Mohr
Siebeck. 1999. 393 Seiten.)

Das staatliche Notenmonopol erscheint heute so selbstverstandlich wie der tagliche
Wechsel von Sonne und Mond. Trotz der beiden katastrophalen Geldwertzerrittungen
durch die staatliche Geldpolitik in der ersten Hélfte des Jahrhunderts und der
schleichenden Geldwertminderung in den letzten fiinfzig Jahren wird an der Berechtigung
des staatlichen Geldmonopol s kaum gezweifelt. Paul Terresriickt dielogische Alternative
zum staatlichen Geldmonopol, eine wettbewerbliche Geldordnung, in ein neues Licht,
indem er die Funktionsweise - dieinnere Logik - einer wettbewerblichen Geldordnung en
detail herausarbeitet. Dabei werden in der Arbeit mehrere neue Gedankengange zur Frage
der wettbewerblichen Geldordnung entwickelt. Die Untersuchung von Netzwerkeffekten,
die Bedeutung von Vertrauenskapital bei der wettbewerblichen Geldemission oder etwa
die Grenzen der Aussageféhigkeit der Quantitétstheorie sind Aspekte, die in der
monetdren Forschung bisher vollkommen vernachlassigt wurden.

Frank Daumann. Interessenverbénde im politischen Prozef3. (Walter Eucken Institut,
Untersuchungen zur Ordnungstheorie und Ordnungspolitik, Nr. 38. Tubingen, Mohr
Siebeck. 1999. 400 Seiten.)

Wiel& sich der Einflu3 der Interessenverbande auf den politischen Prozef3 erklaren und
wieist dieser Einfluf3 zu beurteilen? Frank Daumann erkl&rt das Wirken der V erbénde auf
der Grundlage einesindividualistischen 6konomischen V erhal tensmodells und bewertet die
Ergebnisse der Einfludnahme auf die politischen Entscheidungsinstanzen aus dem
Blickwinkel des normativen Individualismus. Zur Beseitigung der hierbei aufgedeckten
Defizite entwickelt der Verfasser einen eigenen Reformvorschlag, dessen
Implementierungschancen dadurch gesteigert werden, dal3 er auf geringflgigen, aber
strategischen Verfassungsdnderungen beruht. Die Grundidee bestent darin,
Gesetzesvorhaben durch eine unabhéngige Instanz auf ihre Verallgemeinerungsfahigkeit
prifen zu lassen. Im Falle eines negativen Bescheidsist eine sogenannte ,, Sunset” -Klausd
vorgesehen: Das Gesetz verliert nach einer bestimmten Zeitdauer seine Gultigkeit. Die so
geschaffene Anreizstruktur weist den Verbanden weiterhin eine Rolle im politischen
Willensbildungsprozefd zu; jedoch wird der Raum fir Privilegiensuche durch die
gesteigerte Transparenz im Hinblick auf die Verteilungswirkungen verringert.



	A. Veranstaltungen
	Gedenkstunde K. Schiller 
	Anspr. von G. Schröder 
	Vorlesung J. Limbach 
	Vortr. M. Streit
	Vortr. H. Siebert
	Vortr. L. Späth
	Vortr. D. Wolf
	Vortr. P. Kirchhof

	B. Forschung
	Steuerwettbewerb 
	Ordoliberalismus

	C. Publikationen 

